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Busecker Geschichtsbrief 
1/2022

Informationsschreiben des Heimatkundlichen Arbeitskreises Buseck e. V.

Frühe Unterscheidungen wurden durch die nachfolgende Nennung des Vatervornamens gemacht, meist 
wenn der Betreffende noch kein vollwertiges Gemeindemitglied war. Üblich waren Zusätze wie „der Ältere“, 
„der Jüngere“ und „der Mittlere“ oder Senior und Junior. Diese Beizeichen verschoben sich mit dem Tod eines 
der Namensträger jedoch und waren damit recht unübersichtlich. Wenn „der Ältere“ stirbt und „der Mittlere“ 
nachrutscht – der Beiname auf ihn übertragen wird – und dieser somit zum neuen „Älteren“ wird, auf welche 
reale Person bezieht sich dann eine Aussage wie „Karl Stein der Ältere hat eine offene Geldschuld bei mir“? 
Wenn wir heute, meist bei Firmeninhabern, Senior und Junior lesen, dann handelt es sich in der Regel um 
gleichnamige Väter und Söhne. Die Väter haben ihre Vornamen bewußt einem Sohn gegeben in der Hoff-
nung auf den Fortbestand einer Firmentradition und in der Hoffnung auf „den guten Namen“. Hier würde beim 
Wechsel des Beinamens Senior durch den nachrutschenden Junior eine offene Schuld sicher vom neuen 
Senior bezahlt werden. 
Früher wurden diese Beizeichen nicht innerhalb der Familie, sondern innerhalb des Ortes vergeben. Unsere 
oben angeführten Karl Stein der Ältere und Karl Stein der Mittllere oder der Jüngere sind somit nicht zwangs-
läufig miteinander verwandt. 
Dieses Durcheinander der Beizeichen wollte der hessische Großherzog Ludwig II. 1832 mit einer Anordnung 
beheben. Durch sie erfahren wir jedoch auch wie und warum diese Beizeichen vergeben wurden, denn heute 
herrscht hierzu bei uns häufig Unklarheit. Fragt man im Bekanntenkreis, so geht man von Zählungen inner-
halb der Familie aus, von 
Vergabe bei Heirat usw. 
Aus der Verordnung geht 
deutlich hervor, dass das Bei-
zeichen eine Ordnungszahl 
in römischen Zahlen ge-
schrieben – und mit Punkt 
versehen (da Ordnungszahl !) 
– mit der Eintragung in das 
Steuerregister vergeben 
wurde. Die Steuerpflicht 
konnte schon vor einer Ehe-
schließung eintreten, so dass 
sie nicht von der Eheschlies-
sung abhängig war. Ganz 
wichtig ist hier, das dieses 

„Achter und Neuner“ 
 

Von gleichnamigen Ortsbürgern 

 

Liebe Mitglieder, liebe Freunde des  

Heimatkundlichen Arbeitskreises Buseck e. V. 

 
Wir sind im vorliegenden Geschichtsbrief etwas 
thematisch unterwegs in Sachen Ortsbevölkerung 
der jüngeren Geschichte. Da die Begriffe Ortsbür-
ger und Heimatschein, oder die Nummern der 
gleichnamigen Ortsbürger sicher noch manchem 
im Gedächtnis sind wollten wir mal darüber berich-
ten. Viel Vergnügen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
der Vorstand

Wir kennen sie aus den letzten Jahren – eine ausster-
bende Gattung von Beizeichen – die Verwendung von 
Zahlzeichen hinter dem Namen. 
In unseren kleinen Ortschaften gab es vor dem Zuzug 
der Heimatvertriebenen Mitte der 1940er Jahren nur 
einen eingeschränkten Pool an Nachnamen. Da die 
Vornamen der Kinder oft der Vorname eines ausge-
wählten Paten war, hielt sich auch die Zahl der verwen-
deten Vornamen in einem überschaubaren Rahmen. 
So verwundert es nicht, dass zahlreiche Personen glei-
chen Vor- und Nachnamens in einem Ort lebten. 

Verordnung, die Bezeichnung gleichnamiger Ortsbürger betr. – von 1832 (Ausschnitt)
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V e r o r d n u n g, 
die Bezeichnung gleichnamiger Ortsbürger betr. 

 
LUDWIG II. von Gottes Gnaden Großherzog von Hessen und bei Rhein etc. etc. 

 
      In vielen Gemeinden des Landes hat bisher der Gebrauch bestanden, daß gleichnamige Personen, 
nämlich solche, welche die nämlichen Vor- und Zunamen führten, mit Zahlen I., II., III., u. s. w. oder auch 
mit alt oder jung bezeichnet zu werden pflegten, und diese Bezeichnung wechselten, so oft durch einen 
Todesfall eine Veränderung in der Zahl oder sonst sich ergab. 
      Hierdurch sind häufig in den Hypothekenbüchern, Contractenprotocollen, Steuercontrolen etc. Irrthü-
mer und Mißverständnisse, und, als deren Folge, processualische Weitläufigkeiten entstanden, zu deren 
Hebung für die Zukunft Wir Folgendes, in Gemäßheit des Art. 73 der Verfassung, landesherrlich verordnen: 

 
Art. 1 

 
      Die Bezeichnung von gleichnamigen Personen in der nämlichen Gemeinde durch alt und jung und alle 
andere ähnlicher Art sollen hierführo in öffentlichen Verhandlungen nicht mehr geduldet, sondern alle 
gleichnamigen Personen durch fortlaufende Zahlen bezeichnet werden. 

 
Art. 2 

 
      Die Zahl, welche eine gleichnamige Person einmal hat, kann, so lange sie lebt und in der nämlichen 
Gemeinde bleibt, nicht mehr verändert werden, wenn gleich Personen, welche frühere Nummern hatten, 
mit Tode abgegangen oder aus der Gemeinde weggezogen sind. 

 
Art. 3 

 
      Die Bezeichnung einer gleichnamigen Person durch eine Nummer nimmt in dem Zeitpunkte ihren 
Anfang, wo sie in die Steuerregister des Orts eingetragen wird. Sie geschieht durch den Steuercommissär, 
im Einverständnis mit dem Bürgermeister. 

 
Art. 4 

 
      Eine durch den Tod einer gleichnamigen Person eröffnete Nummer darf erst nach Verlauf von zehn Jah-
ren in derselben Gemeinde bei demselben Namen wieder gebraucht werden. Nach Ablauf dieses Zeit-
raums wird stets zur jüngsten vacanten Nummer zurückgegriffen. 

 
Art. 5 

 
      Wenn jemand in eine andere Gemeinde überzieht, worin sich bereits eine mit ihm gleichnamige Person 
befindet, so erhält er in dieser Gemeinde nach vorstehenden Bestimmungen eine Namensnummer, womit 
er in die Steuerbücher und Ortsbürgerregister eingetragen wird. 

 
Art. 6 

 
      Die Nummern gleichnamiger Personen müssen in öffentlichen Urkunden mit Buchstaben geschrieben 
werden. 

 
 

    Urkundlich Unserer eigenhändigen Unterschrift und des hier aufgedrückten Staatssiegels.  
 

        Darmstadt am 27. November 1832  
 

            (L.   S.)                                    LUDWIG. 
 
 

(aus: Großherzoglich Hessisches Regierungsblatt Nr. 100, Darmstadt am 19. December 1832, S. 879–880)
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Beizeichen, die Ordnungszahl, im Normalfall nicht mehr wechselt. Ausnahmen bestätigen auch hier die 
Regel, doch wenn man seinen Wohnsitz nicht wechselte, blieb die Nummer gleich. Auf die Ausnahmen wol-
len wir an dieser Stelle nicht eingehen. Diese kann jeder selber in den Verordnungen nachlesen. 
Nach dem Tod einer Person mit Beizeichen blieb dieses, die Nummer, zehn Jahre unbesetzt. Durch eine spä-
tere Anordnung (vom 2. Juli 1850) wurde diese Frist auf 30 Jahre erhöht. Erst danach wurden die alten Num-
mern, mit der Niedrigsten beginnend, neu vergeben. Eine Person, deren Namen in der Gemeinde einzigartig 
ist erhält die Nummer I. erst, wenn eine weitere, zweite Person, gleichen Namens ins Steuerregister einge-
tragen wird. In Urkunden mussten die Beizeichen in Buchstaben ausgeschrieben werden – sicherlich auch, 
weil es die Fälschung erschwert. 
Um einen Überblick über die gleichnamigen Ortsbürger und ihre Beizeichen zu haben – um feststellen zu 
können welche Nummer wann wieder frei wurde und eventuell neu vergeben werden konnte – führten die 
Gemeinden Buch darüber. Diese “Verzeichnisse gleichnamiger Ortsbürger in der Gemeinde NN” sind zum 
Teil im Gemeindearchiv Buseck erhalten. 

Der Zusammenschnitt der nebenstehenden Meldekarteikarten 
von gleichnamigen Heinrich Wagner in Großen-Buseck zeigt 
deutlich, dass hier eine Ordnungsziffer nötig war (Heinrich 
Wagner 26.).  
Wann, und vor allem ob es einer Verordnung folgte, die Ord-
nungsziffer von römischer Schreibung in arabische Ziffern zu 
wechseln, konnte ich bisher nicht feststellen. 
Eine Anfrage des Finanzamtes Gießen zur Vergabe der Bei-
zeichen aus dem Jahre 1950 an den Bürgermeister von Beu-
ern scheint so ziemlich die letzte Vergabe der Beizeichen 
gewesen zu sein.                                                          (EN)

 Auszug aus dem Verzeichnis gleichnamiger Ortsbürger der Gemeinde Oppenrod; GemA Buseck OP Nr. 1009

 GemA Buseck, ohne Nummer     

In Beuern wurden Beizeichen in jüngster Zeit 
im nicht offiziellen Gebrauch zu einer Familie 
etwas anders gehandhabt. Der Sohn von Hein-
rich Otto VIII. wurde allgemein nur “der Neuner” 
genannt. Obwohl er, mit seinem Vornamen Hel-
mut, kein Beizeichen benötigte. Doch der Sohn 
vom “Achter” konnte nur “der Neuner” sein. 😊😊😊😊

Meldekarteikarten Großen-Buseck;  
GemA Buseck B Nr. 9019
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Von Ortsbürgern und Beisassen

Unser Zugehörigkeitsgefühl zur Wohngemeinde hängt von verschiedenen Kriterien ab. Mit der freien Wahl 
des Wohnortes, häufigem Wechsel des Wohnortes, dem Pendeln zum Arbeitsplatz und der allgemeinen 
Mobilität ist der Wohnort – die eigene Wohnung – vielleicht nur als Schlafstätte von Interesse und der 
Lebensmittelpunkt liegt ganz woanders. Zugehörig fühlt man sich vielleicht, wenn man in der Wohngemeinde 
in Vereine eingetreten ist, über Kinder im Kindergarten oder Schule einen Bekanntenkreis aufgebaut hat. 
Über Rechte und Pflichten gegenüber der Gemeinde in der wir Leben, oder der Gemeinde gegenüber uns, 
machen wir uns selten Gedanken. Am ehesten, wenn es am Kindergartenplatz fehlt, dessen Vorhandensein 
von der Gemeinde gesichert sein soll. Soziale Absicherungen, Rentenversicherung und Krankenversiche-
rung – dafür ist gesorgt – von privater oder staatlicher Seite. War das schon immer so? 
Noch heute sind Gemeinden nicht Teil der staatlichen Verwaltung, sondern verwalten sich selbst. Durch 
Kommunalwahlen wählen wir unsere Vertreter dieser Selbstverwaltung. Früher war die Gemeinde als Selbst-
verwaltung viel stärker in unseren Alltag eingebunden. Freizügigkeit in der Wohnungswahl gab es nicht. 
Selbst Mietwohnungen in privatem Besitz wurden potentiellen Mietern durch Beschluss der Gemeindevertre-
tung noch in den 1960er Jahren zugewiesen. Auch die Sozialhilfe, Alten- und Krankenpflege lag lange in der 
Hand der Gemeinde. Jeder Ort hatte damals seine “Schwester” als Ansprechpartnerin in Gesundheitsfragen 
– eine kommunale Angestellte. Umso mehr achtete eine Gemeinde darauf, dass ihre Einwohner – mit ihren 
Abgaben und Steuern – diese Aufgaben (Leistungen) der Gemeinde auch finanzieren konnten.  
Die Einwohner unserer Gemeinden waren bis in die Anfänge des 19. Jahrhunderts in zwei Gruppen unterteilt: 
Ortsbürger und Beisassen. Was verstand man unter diesen Begriffen? Vereinfacht gesagt war der Ortsbürger 
ein Einwohner mit Rechten und Ansprüchen gegenüber der Gemeinde, der Beisasse war Einwohner ohne 
die Rechte eines Ortsbürgers. 
 
Ortsbürger und dessen Rechte 
In den vollen Genuss der kommunalen Leistungen kamen nur die Ortsbürger. Dies beinhaltete den Zugang 
zur Allmende – dem landwirtschaftlichen Gut der Gemeinde – dessen Nutzung den Ortsbürgern vorrangig 
zustand. In einer Zeit, wo für Kochen und Heizen Holz verwendet wurde, war gerade für die Ärmeren das 
Losholz ein wichtige Lebenshilfe. Jeder Ortsbürger erhielt einen Waldanteil zugeteilt, den er zur Holzlese nut-
zen konnte. Beim Bau von Fachwerkhäusern konnte man auf Zuweisung von Baumstämmen aus den 
Gemeindewäldern hoffen. Teile der überschüssigen Gemeindeeinnahmen wurden unter den Ortsbürgern 
aufgeteilt. Bereits 1924 war für Beuern vom Hessischen Kreisamt, auf Anraten der Oberförsterei Londorf, der 
Bezug von Losholz auf 231 Ortsbürger beschränkt worden. 
Soziale Absicherung war ein weiterer wichtiger Punkt. Bei Krankheit, Unfällen, Berufsunfähigkeit konnte man 
– wenn keine andere Absicherung vorhanden war – von der Gemeinde unterstützt werden. Krankenhausauf-
enthalte überforderten mit ihren Kosten die meisten Familien. Hier 
half die Gemeinde. Man unterstützte verwitwete Frauen mit Kindern, 
oder verunfallte Männer. Waisenkinder kamen in die Obhut der 
Gemeinde, die ihre Versorgung gegen Wenigstgebot versteigerte (s. 
dazu Busecker Geschichtsbrief 2/2018). Nicht jeder Antrag auf Hilfe 
wurde gewährt. 1908 beantragte Heinrich Wagner VII. in Großen-
Buseck erfolglos Alimente für seine Mutter. Während 1892 Karl Hoch-
steins Witwe wegen ihrer Krankheit und ihrer Kinder Teile einer 
Armenspende zugestanden wurden. Generell zeigt sich in den Proto-
kollen, dass die Gemeinden mit Beihilfen nicht spendabel waren. 
Noch vor wenigen Jahrzehnten entschied die Gemeinde ob ein Kur-
antrag genehmigt wurde, da sie die Kosten (teilweise?) trug. 
Dies sind nur Teile der Vergünstigungen, die das Ortsbürgerrecht mit 
sich brachte. Sie lassen uns sicherlich verstehen, dass Gemeinden 
versucht waren die Anzahl der Ortsbürger in Grenzen zu halten. Gleichzeitig war die Einwohnerschaft bestrebt 
diese Rechte zu erlangen. Noch in den 1960er Jahren beschwerte sich ein Vater, dass sein Sohn mit dessen 
Heirat nicht das Ortsbürgerrecht erlangt hatte. Ein Anderer war ihm zuvor gekommen und die Gemeinde berief 
sich auf die vereinbarte Höchstzahl an Ortsbürgern, die bereits erreicht war. Ortsbürger durften wählen und 
gewählt werden. Sie stellten die Feuerwehr einer Gemeinde. Ein Feuereimer für jeden Bürger war Pflicht. 
 
Beisassen 
Wer nicht Ortsbürger in seiner Wohngemeinde war, galt als Beisasse. Entweder hatte er in einer anderen 
Gemeinde ein Ortsbürgerrecht oder war dann meist zu arm um eines erworben zu haben. 

Feuereimer

Gesetz zur Bereinigung der Rechtsvorschriften über die Nutzungsrechte der Ortsbürger vom 19. Oktober 1962 (GVBl. S. 467)



Die heute im Archiv überlieferten Ortsbürgerverzeichnisse wurden im Zuge einer neuen Gemeindeordnung angefertigt.  
- Ausschnitt aus GemA Buseck BE 360 

Einzugsgeld für Georg Müllers Ehefrau und Betrag zum neuen 

Der Heimatschein war ein Ausweispapier für den Inha-
ber, der neben Namen und Geburtsort zum Teil auch 
Angaben zum Aussehen der Personen machte. Er war 
ausdrücklich kein Reisepass. Er diente Beschäftigten in 
fremden Gemeinden zum Beleg ihres Heimatrechtes 
und musste bei Dienstantritt als Magd, Knecht, etc. 
dem Dienstherrn und der Gemeinde vorgelegt werden. 

Die Rückseite des Heimatscheines konnte auch als 
Führungszeugnis dienen. Hier 1835 für Katharina Ste-
phan aus Großen-Buseck. Sie hatte z. B. “klaglos” in 
Gießen gedient. 
 
 

Heimatrecht 
Dieses Zweiklassensystem der Bürger sollte im Zuge der Umstrukturierung des Verwaltungssystems im 
Nachgang der Französischen Revolution in der Provinz Oberhessen 1821 mit Einführung einer neuen 
Gemeindeordnung abgeschafft werden. Der bisherige  genossenschaftliche Gemeindeverband wurde durch 
ein Gemeinde- und Einwohner-Bürgerrecht ersetzt. Das Großherzogtum Hessen, zu dem wir gehörten, erließ 
eine einheitliche Verfassung für alle zu ihm gehörigen Gebiete. 
Der Begriff der Ortsbürger und des Ortsbürgernutzens blieb noch lange erhalten. Auf dem Papier wurde es 
oft zum Heimatrecht. Dieses erwarb man im 
Geburtsort durch die Geburt. Hier war es garan-
tiert. Wer seinen Geburtsort verließ, erwarb nicht 
automatisch ein Heimatrecht am neuen Ort. Am 
neuen Wohnort musste man sich darum bemü-
hen. Die neue Gemeinde entschied, ob es einem 
gewährt wurde. Anders bei Beamten und Leh-
rern, sie erwarben ihr Heimatrecht durch Amtsan-
tritt. Frauen aus anderen Wohnorten hatten die 
Möglichkeit durch eine Eheschließung zu einem 
Heimatrecht in der Wohnsitzgemeinde ihres 
Mannes zu erhalten. 

Heimatschein der Anna Margaretha Seng von  Beuern, 15 Jahre 
alt, zum Aufenthalt in den deutschen Bundesstaaten, von 1860. 

Quelle: GemA Buseck AB 33

Rückseite des Heimatscheines der Katharina Stephan, Quelle: 
GemA Buseck (alt 123-)
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Vermögensschein des Adam Pfeiffer von 1850. 
GemA Buseck TR Nr. 728.

Von der Krux ein Ortsbürger zu werden

Wer von Geburt sein Heimatrecht im Ort hat, wer im Verzeichnis der Ortsbürger eingetragen ist, der hat 
durchaus nicht alle Hürden hinter sich gelassen. Die Zahl der Fallstricke wird jedoch deutlich weniger. 
Hier möchten wir über die Schwierigkeiten berichten, die uns aus dem Ortsteilarchiv Trohe bekannt gewor-
den sind. Trohe war bekanntermaßen eine kleine, arme Gemeinde. Da es an Ackerflächen mangelte, ver-
dingte sich ein großer Teil seiner Bewohner als Tagelöhner, waren Knechte oder Mägde. Die Nähe zu Gießen 
machte die Gemeinde auch früher schon attraktiv als Wohnort für Personen die sich z. B. in Gießen in Lohn 
und Stellung befanden. Der Zuzug an sich scheint kein Problem gewesen zu sein, wollte man vor Ort jedoch 
heimisch werden – eine Familie gründen, stand man vor bürokratischen Hürden und war zum Teil den offiziellen 
Gemeindevertretern ausgeliefert. Diese entschieden nämlich über die Aufnahme der Ortsbürger – nicht immer 
nach Recht, manchmal eher nach Gewissen (eigenen Interessen?). 
Adam Pfeiffer, war 1862 schon eine Weile in Trohe ansäßig. Er arbeitete als Knecht und Tagelöhner mit einem 
ständigen Einkommen von jährlich 300 Gulden. Er besaß ein Haus und ein paar Grundstücke. Er war demnach 
in der Lage eine Familie zu ernähren. Er war Witwer und wollte sich erneut verheiraten. Im Zuge dieser Ehe-
schließung sind Unterlagen zur Aufnahme als Ortsbürger im Rahmen seiner ersten Eheschließung erhalten. 
Schon vor seiner ersten Eheschließung in Trohe 1851 hatte er Vermögensnachweise erbracht. Adam Pfeiffer 
war nämlich nicht in Trohe geboren. Er stammte aus Günterode im Kreis Biedenkopf und hatte nach dem Tod 
seines Vaters Johann Konrad dort Ländereien im Wert von 107 Gulden geerbt. Damals hatte er die aus Trohe 
stammende Caroline Schäfer heiraten dürfen. Um kein Einzugsgeld zu zahlen, hatte er drei Jahre auf jegliche 
Nutzniessung aus dem Ortsbürgernutzen verzichtet. Das erste Gesuch um Aufnahme wurde ihm Anfang 
November 1850 von den Gemeindevertretern abgelehnt. Der Antragsteller hätte weder ein erlerntes Handwerk, 
noch andere Nahrungsquellen nachweisen können. Aus einer Vermögensaufstellung sei nicht ersichtlich ob er 
neben dem aufgelisteten Vermögen Schulden hat. 

Erst der nebenstehende Vermögens-
schein, der neben dem Wert der Immo-
bilien in Günterode noch Barvermögen 
und Obligationen auflistet, die den 
Wert der Immobilien in Günterode 
übersteigen, beschließt der Troher 
Gemeinderat dem Antrag “zu willfah-
ren” da “sie glauben daß die Aufnahme 
desselben als Ortsbürger der Gemein-
de vortheilhaft sei”. Warum man ihm 
die Wiederverheiratung nicht gestattet 
ist nicht überliefert. Jedoch die Antwort 
des Großherzoglichen Kreisamtes Gie-
ßen mit dem Hinweis auf sein Wohnei-
gentum und dass er in der ersten Ehe 
nie der Gemeinde zur Last gefallen sei. 
Sie ordnet an, ihm die Heirat zu erlau-
ben. 
Ob und wen Adam Pfeiffer in zweiter 
Ehe heiratet ist nicht überliefert. 
Ohne Schwierigkeiten bekamen Chris-

tian Müller von Trohe 1864 die Auf-
nahme seiner Verlobten von Hachborn 
genehmigt. Ebenso Georg Lenz zu 
Trohe 1864 seine Aufnahme als Orts-
bürger mit seiner Verlobten Anna Nik-
kel aus Treis an der Lumda. 
Bereits 1840 hatte Jacob Schmidt als 
Ortseingeborener zu Trohe eine Hei-
ratserlaubnis (Heiratsschein) vom 
Gemeinderat zum Zwecke der Verehe-
lichung mit Elisabetha Deibel aus 
Wieseck zu erhalten.  
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Das Großherzogliche Kreisamt bescheinigte ihm alle Vorraussetzungen zur Aufnahme in das Ortsbürgerregi-
ster. Der Gemeinderat Trohe scheint sich jedoch weiterhin quergestellt zu haben. Ihm wurde vom Kreisamt eine 
Strafe von 3 Gulden angedroht wenn man Jacob Schmidt weiterhin sein Ansinnen verweigert.  
Der 31-jährige Johann Jacob Schmidt hat am 20. April 1840 in Wieseck seine 23-jährige Verlobte Elisabetha 
Deibel geheiratet. Das Paar hatte am 1. Febuar 1840 eine Tochter bekommen, die sofort verstarb. Jacob wird 
im Wiesecker Heiratseintrag als Ortsbürger in Trohe und Korbmacher verzeichnet. Sein weiterer Werdegang ist 
nicht bekannt. Er scheint nach Wieseck gezogen zu sein, denn für den Aufenthalt dort hat ihm die Gemeinde 
Trohe 1841 einen Heimatschein ausgestellt.

Sturmschaden 
 

Alte Eiche im Schlosspark gefallen

Sie galt als der älteste Baum im Busecker Schlosspark – die Eiche hinter dem Denkmal des Ferdinand v. 
Nordeck zur Rabenau. Einer der, dieses Jahr häufigen, Winterstürme im Februar 2022 haben ihr den Garaus 
gemacht. Sie fiel recht knapp am Denkmal vorbei, so dass dieses unbeschadet blieb. Die Eiche liegt noch im 
Schlosspark, da ihr Abtransport problematisch ist. Man möchte weder die neuen Wege noch die Grasflächen 
mit schwerem Gerät beschädigen.  
Sehr schön sind die Jahresringe an dem teilzerlegten Baum zu sehen. Schaut man sich diese genauer an (wir 
können sie nicht alle zählen), war das Prädikat des ältesten Baumes im Park wohl gerechtfertigt. Waren wir bis-
her von ca. 400 Jahren ausgegangen, so kommt man nun zwar nur auf ca. 250 bis höchstens 300 Jahresringe. 
Doch auch mit diesem deutlich jüngeren Alter ist der Baum lange vor der Umgestaltung des Parks zum engli-
schen Landschaftsgarten um 1860 gepflanzt worden in der wahrscheinlich der große Mammutbaum im Park 
seine Heimat fand.

Auszug aus dem Register der ausgestellten des Heimatscheine. Quelle: GemA Buseck TR Nr. 715

Der gefallene Eichenstamm nebem dem Denkmal. Die Baumkrone wurde bereits entfernt.
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Nachdem 1981 die Verwaltung der Großgemeinde Buseck in 
das renovierte Schloss umgezogen war, begannen im 
Thal’schen Rathaus die Umbauarbeiten zu einem “Haus der 
Vereine”. Hier sollte ein neuer Mittelpunkt im kulturellen Leben 
Busecks entstehen.  
Die öffentliche Bücherei der Gemeinde, fand nun seit der Eröff-
nung 1982 – mit einem kurzen Aufenthalt in der Kaiserstr. 24 , 
wegen Umbau des Gebäudes – auf Dauer ihr Zuhause im 
Erdgeschoß des Thal’schen Rathauses. 
Spätestens seit der Zeit des Nationalsozialismus gab es eine 
öffentliche Bücherei in Großen-Buseck. Aus dieser Zeit liegt 
noch eine Bestandsliste mit 87 Werken vor. Einmalig taucht in 
den Gemeinderechnungen im Jahr 1937 eine verbuchte Ein-

nahme von 20,25 RM für ausgeliehene Bücher auf. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg gab es in den Schulen die sog. Volksbüchereien. In Großen-
Buseck wurde sie ab einem nicht bekannten Zeitpunkt von dem Lehrer 
Friedrich Daniel geleitet. Mit Umwandlung in ein „Haus der Vereine“ 
zog die Volksbücherei von der Goetheschule ins Thal’sche Rathaus 
um. Herr Daniel bekam für seine ehrenamtliche Hilfe beim Umzug der 
Bücherei von Seiten der Gemeinde einen Schlossteller überreicht. Die 
Bibliotheksregale wurden neu angeschafft, der ehemalige Flur/Vor-
raum scheint schon damals in die Bibliotheksplanung mit einbezogen 
worden zu sein. Zum Zeitpunkt des Umzuges 1982 hatte die Bücherei  
ca. 4.000 Büchern und einer laufend gehaltenen Zeitschrift im 
Bestand. Die Ausleihzahlen lagen 1982 bei 458 Entleihungen durch 
43 eingetragenen Nutzer. Für jedes entliehene Buch waren 20 Pfennig 
zu zahlen. Die Bücherei war Donnerstags von 18 bis 19 Uhr geöffnet. 
Damals gab es in Alten-Buseck und Trohe noch eigene Büchereien. 
Die Nutzung der Büchereien kann man nur als mager bezeichnen. Die 
Staatliche Büchereistelle in Darmstadt überprüfte im November 1989 
die Busecker Büchereien. Der damalige Bestand im Thal’schen 

Rathaus: 2.557 Büch-
er. 1988 gab es 747 

Jubiläum der Bücherei 

 

40 Jahre öffentliche Bücherei im Thal’schen Rathaus 

Lehrer Daniel bei der Eröffnung der Bücherei 
im Thal’schen Rathaus  

(c) GI Allg. vom 2.11.1982

Thal’sches Rathaus 2015

Werbeplakat der Bücherei 1991

Entleihungen. Fazit: Viel zu wenig. In allen drei Busecker 
Büchereien hätten, im Vergleich mit Orten gleicher Größe, 
20.000 Bücher entliehen werden müssen. Die 
gebührenpflichtige Entleihung wurde moniert, das sollte 
unbedingt abgeschafft werden. Der Bestand für alle drei 
Büchereien sollte auf mindestens 11.000 Medien (bei damals 
11.000 Einwohnern), besser auf 22.000 angehoben werden – 
zwei Medien pro Einwohner. Man empfiehlt die drei 
Büchereien zusammenzulegen. Das Angebot an Kinder- und 
Jugendliteratur war veraltet, der Erwerbungsetat viel zu ger-
ing. Die Öffnungszeiten sollten ausgebaut werden. 
Bis zum 30. April 1991 leitete weiterhin Friedrich Daniel mit 
seiner Frau Hildegard die Bücherei ehrenamtlich. Zum 1. Juli 
1991 übernahm mit Frau Ilse Reinholz-Hein eine Buchhänd-
lerin als Teilzeitkraft der Gemeinde die Bücherei und baute 
sie in den folgenden Jahren, seit 2005 tatkräftig durch 
Manuela Wagner unterstützt, aus.  
Angebote an junge Leser, in Kooperation mit Grundschulen, 
wurden gut angenommen. Sonderöffnungszeiten in denen 
Grundschulklassen mit ihrern Lehrern gemeinsam in die 
Bücherei kommen und sich Lesestoff entleihen, war vor 
Corona ein gern genutztes Angebot. 



9

Die Bücherei im Thal’schen Rathaus wurde mit der 
ehemaligen Bücherei in Alten-Buseck zusammen-
gelegt, die Bücherei in Trohe wurde aufgegeben. Der 
Bestand der öffentlichen Bücherei in Buseck teilt sich 
nun auf zwei Räumlichkeiten, dem Thal’sches Rathaus 
und der Brandsburg, auf. 
Mit Auszug der Sozialstation im Thal’schen Rathaus im 
Herbst 1995 vergrößerte sich die Bibliothek um deren 
Raum. Ein Zuwachs von ca. 25 qm. Hier entstand ein 
eigener Raum für Kinder- und Jugendliteratur. Neben 
Büchern finden sich zudem Spiele, Hörbücher und 
DVDs. Ein breites Spektrum für Jung und Alt. Nach der 
2014 erfolgten Sanierung des Gebäudes steht der 
Bücherei nun das gesamte Erdgeschoss mit 124 qm in 
hellen und offenen Räumen zur Verfügung. 
Seit 2011 leitet die Buchhändlerin Frau Elvira Blum die 
Bücherei Buseck und wird weiterhin von Frau Wagner 
unterstützt. Der Bestand ist weiter angewachsen. 
Aktuell finden sich auf beide Standorte verteilt 24.189 
Medien (Romane, Kinder- und Jugendbücher, Sachlit-
eratur, Ratgeber, ...), davon ca. 1.550 Hörbücher, 520 
DVDs und zahlreiche Spiele. Die Ausleihzeiten wurden 
auf je 4,5 Stunden pro Standort ausgeweitet. – Übrigens 
zum Vergleich: Die Stadt- und Schulmediothek 
Lollar/Staufenberg hat eine vergleichbare Anzahl an 
Medien – auf deutlich mehr Raum.  
In den vergangenen zwei Jahren wurde unter Pan-
demiebedingungen ausgeliehen. Es wurden Bücher-
taschen gepackt und verteilt. Lesewünsche wurden 
über das Onlineportal auf der Gemeindeseite, über Email und Telefon entgegen genommen. Bücher nach 
Rückgabe in Quarantäne geschickt, bevor sie dem nächsten Leser zur Verfügung standen. Gerade in dieser 
schweren Zeit, als viele Leser an ihr Haus, ihre Wohnung gebunden waren hat die Bücherei ihre Leser unter-
stützt und tolles geleistet. Mit den Lesetaschen war für Abwechslung gesorgt.  
 

An dieser Stelle soll dem Büchereiteam herzlich gedankt werden! 

 
Wie gut die Bücherei, mit ihren Nutzern weit über Busecks Grenzen 
hinaus, angenommen wird, zeigen die Zahl der Entleihungen. 2019 
waren es 18.872 Entleihungen. Die Anzahl der angemeldeten Leser 
lag 2019 bei weit über 1.100. Von den 202 Neuanmeldungen dieses 
Jahres waren 145 Anmeldungen von Grundschülern. 

Im Jubiläumsjahr steht der Bücherei ein Einschnitt bevor. Elvira 
Blum, seit gut 10 Jahren Leiterin der Busecker Bücherei, verab-
schiedet sich in Kürze in den Ruhestand. Möge die Bücherei unter 
dem Nachfolger, der Nachfolgerin weiterhin so gut genutzt werden, 
über aktuellen Lesestoff verfügen und ein kultureller Mittelpunkt 
Busecks bleiben! 

oben: Kinder- und Jugendabteilung, 2015 
unten: Trivialliteratur, 2015

Die Konferenz der Tiere war von 1968 bis 1995 
im Bestand der Bücherei.

2012 entstand aus einem 
Malwettbewerb heraus dieses 

Busecker Bilderbuch.



Gesucht wurde – im In- und Auslande! – Kaspar Weber aus Großen-Buseck. Er war des Weizendiebstahles 
bezichtigt, hatte man ihn doch zur Nachtzeit beim Einstieg in die Busecker Fußmühle des Ludwig 
Hochsteines ertappt. Kaspar Weber war (s. FB GBu Nr. 3036) Tagelöhner. Seine Frau war mit dem dritten 
Kind schwanger. Es war eine schwere Zeit – nicht dass dies den Diebstahl rechtfertigen würde – viele Familien 
wussten sich nicht zu ernähren. 

Der Diebstahl Kaspar Webers liegt mitten in der Zeit der großen 
Armut. In großen Zahlen verlassen die Bewohner unserer Orte 
ihre Heimat. Wenn irgend möglich wird versucht nach Nordame-
rika auszuwandern. Hier erhofft man sich ein besseres Leben 
und ein gutes Auskommen für sich und die Familie. Die Auswan-
derungswelle wird von den Gemeinden unterstützt. Für Perso-
nen im fernen Amerika mussten sie keine Sozialleistungen mehr 
zahlen. Da erschien es günstiger einmal den Transfer in das ferne Land zu finanzieren, als eventuell dauer-
haft die Familien in den heimischen Orten unterstützen zu müssen. 
Aus Großen-Buseck liegt im Gemeindearchiv eine Auswanderungsliste aus den Jahren 1855 bis 1862 vor. 
Im Jahre 1856 sind 37 Familien mit insgesamt 147 in Richtung Nordamerika ausgewandert. Viele Tagelöhner 
und Dienstleute waren darunter, aber auch Ackerleute, Ziegelbrenner, Wagner, Müller, Schuhmacher, Schie-
ferdecker, Barbiere, Glaser, Schneider und Küfer. Ihr Vermögen liegt zwischen “nicht vorhanden” und 1.000 
Gulden. Die Gemeinde zahlte für diese Ausreisen 1.300 Gulden.  

Eine offizielle Genehmigung zur Auswanderung erhielt 
nur, wer keine Schulden hinterließ. Das erschwerte die 
legale Auswanderung für zahlreiche unserer Vorfah-
ren. In der Folge verließen Einige, unter Zurücklas-
sung ihrer Schulden, illegal die Heimat. 
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Wir sind Ihre Ansprechpartner: 

 

Frank, Karl Heinz  Fotoarchiv          ( 06408 - 2605 

Handloser, Margitta  Beisitzerin       ( 06408 - 63487 

Lück, Magret  Beisitzerin                  ( 06408 - 4369 

Noppes, Elke  1. Vorsitzende          ( 06406 - 923969 

Reinl, Erhard  Beisitzer                    ( 06408 - 548814 

Schmidt, Günther  Beisitzer             ( 06408 - 4170

Schmidt, Yvonne  Schriftführerin     ( 06406 - 836206 

Zecher, Ute  Rechnerin                    ( 06408 - 7473 

 

Im Internet finden Sie uns unter: 

http://www.buseckertal.de 

Sie erreichen uns über: info@buseckertal.de

Fahndungsaufruf 
Anno dazumal

aus dem “Anzeigeblat für die Stadt und den Kreis Gießen auf das Jahr 1854”, No 1 vom 4. Januar 1854, Seite 2

Wir wandern aus!

Angela Stender: In Großen-Buseck ist 
ein Heer von Bettlern. Armut in den Dör-
fern der heutigen Großgemeinde Buseck 
von der Wende zum 19. Jahrhundert bis 
1871.  
Schriftenreihe des Heimatkundlichen 
Arbeitskreis Buseck Nr. 11, Buseck 2001


